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Der Findungsreichtum der Gemeinden beim Hebesatz zur Gewerbesteuer ist bemerkenswert. Wer erinnert sich nicht an Norder-

friedrichskoogmit einemGewerbesteuerhebesatz von 0 %, dem der Gesetzgeber mit demMindesthebesatz von 200 % den Gar-

aus gemacht hat. Ein neuer Fall lässt aufhorchen: Der Landkreis Ebersberg hat unter Bäumen in einem Holzhaus eine Gewerbe-

steueroase mit dem Hebesatz von 200 % geschaffen. Viele Firmennamen finden sich auf dem Briefkasten. Das Pikante, der Brief-

kasten hängt an einem Schuppen mit der Anschrift „St. Hubertus 2“ hinter dem Forsthaus Hubertus im Ebersberger Forst, also

mitten imWald. Dieser wiederum ist Teil eines offiziellen Gewerbegebietes im sogenannten „Seegrasstadel“ zwischen demWild-

park und der Kreisstadt Ebersberg. Das Gewerbegebiet besteht aus nur dem besagten Schuppen und aus sonst nichts. Trotzdem

ließen sich dort mehrere Fonds der HVB-Tochter Wealthcap nieder, um so in den Genuss der geringen Gewerbesteuer zu kom-

men. Dieses Modell könnte ins Wanken geraten oder gar die Vernichtung drohen. Die Staatsanwaltschaft München II ermittelt

gegen Manager der HVB-Tochter Wealthcap wegen Gewerbesteuerhinterziehung. Zudem hat die Stadt München, wo die Büros

der Wealthcap tatsächlich sind, an diese einen Steuerbescheid über mehr als 10 Mio. Euro Gewerbesteuer gerichtet. Der Land-

kreis Ebersberg hat an die Stadt München zudem 23,5 Mio. Euro entgangene Gewerbesteuern gezahlt. Sowohl Wealthcap als

auch der Landkreis beschreiten den Rechtsweg gegen die Bescheide. Die Stadt München argumentiert mit dem tatsächlichen

und nicht dem rechtlichen Sitz. Insoweit wird das finanzgerichtliche Verfahren Signalwirkung haben. Seit dem 31.12.2021 sollen

die Verträgemit den im Stadel ansässigen Firmen gekündigt worden sein.

Entscheidungen

EuGH: Begriff „verbundene Personen“ –

Art. 31 – Heranziehung von Informationen

aus einer nationalen Datenbank zum Zweck

der Ermittlung des Zollwerts – Verordnung

(EWG)Nr. 2454/93 –Art. 143Abs. 1Buchst. b,

e und f – Situationen, in denen Personen als

verbunden gelten – Art. 181a – begründete

Zweifel an der Richtigkeit des angegebenen

Preises

1. Art. 29 Abs. 1 Buchst. d der Verordnung (EWG)

Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur

Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften

in der durch die Verordnung (EG) Nr. 82/97 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 19.

Dezember 1996 geänderten Fassung sowie

Art. 143 Abs. 1 Buchst. b, e und f der Verord-

nung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom 2.

Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates in der

durch die Verordnung (EG) Nr. 46/1999 der Kom-

mission vom 8. Januar 1999 geänderten Fassung

sind dahin auszulegen, dass

– nicht davon ausgegangen werden kann, dass

der Käufer und der Verkäufer im Rechtssinne Ge-

sellschafter sind oder aufgrund eines unmittel-

baren oder mittelbaren rechtlichen Kontrollver-

hältnisses miteinander verbunden sind, wenn es

keine Unterlagen gibt, aus denen sich eine sol-

che Verbindung ableiten lässt;

– der Käufer undderVerkäufer aufgrundeines un-

mittelbaren oder mittelbaren tatsächlichen Kon-

trollverhältnisses als miteinander verbunden an-

gesehenwerdenkönnen,wenndiedurchobjekti-

ve Anhaltspunkte belegten Bedingungen des Ab-

schlusses der fraglichen Geschäfte nicht nur als

Hinweis darauf angesehen werden können, dass

zwischen demKäufer unddemVerkäufer eine en-

ge Vertrauensbeziehung besteht, sondern auch

darauf, dass einer von ihnen in der Lage ist, dem

anderen Beschränkungen aufzuerlegen oder An-

weisungen zu erteilen, oder dass einDritter ihnen

gegenüberdazu inderLage ist.

2. Art. 31 Abs. 1 der Verordnung Nr. 2913/92 in

der durch die Verordnung Nr. 82/97 geänderten

Fassung ist dahin auszulegen, dass er dem nicht

entgegensteht, dass der Zollwert einer einge-

führten Ware, wenn er nicht gemäß den Art. 29

und 30 dieser Verordnung ermittelt werden

konnte, auf der Grundlage von Informationen in

einer nationalen Datenbank über den Zollwert

der einzigen Waren desselben Ursprungs ermit-

telt wird, die zwar nicht „gleichartig“ im Sinne

von Art. 142 Abs. 1 Buchst. d der Verordnung Nr.

2454/93 in der durch die Verordnung Nr. 46/

1999 geänderten Fassung sind, aber unter den-

selben TARIC-Code fallen.

EuGH, Urteil vom 9.6.2022 – C-599/20
(Tenor)
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EuGH: Bestimmung des Transaktionswerts

gleichartiger Waren – von der nationalen

Zollbehörde eingerichtete und betriebene

Datenbank – Datenbanken, die von den Zoll-

behörden der anderen Mitgliedstaaten und

von den Dienststellen der Europäischen Uni-

on eingerichtet und betriebenwerden

1. Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Verordnung

(EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober

1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemein-

schaften ist dahin auszulegen, dass sich die Zoll-

behörde eines Mitgliedstaats bei der Ermittlung

des Zollwerts nach dieser Bestimmungdarauf be-

schränkenkann,die Informationenausdervon ihr

beschickten und betriebenen nationalen Daten-

bankheranzuziehen, ohnedass sie Informationen

von Zollbehörden anderer Mitgliedstaaten oder

von den Organen und Dienststellen der Europä-

ischen Union einholen muss, sofern diese Infor-

mationen ausreichend sind. Ist dies nicht der Fall,

bleibt die Möglichkeit der betreffenden Zollbe-

hörde, Anfragen an andere Zollbehördenoder die

genannten Organe oder Dienststellen zu richten,

um zusätzliche Informationen für die Ermittlung

desZollwerts zuerhalten,unberührt.

2. Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Verordnung

Nr. 2913/92 ist dahin auszulegen, dass die Zollbe-

hörde eines Mitgliedstaats bei der Ermittlung des

Zollwerts Transaktionswerte außer Acht lassen

kann, die sich auf andere Transaktionen der die

zolltarifliche Behandlung beantragenden Person

beziehen, auch wenn dieseWerte weder von die-

ser Zollbehörde noch von den Zollbehörden an-

derer Mitgliedstaaten beanstandet wurden. Dies

setzt voraus, dass die Zollbehörde zum einen die

Transaktionswerte von in diesen Mitgliedstaat er-

folgten Einfuhren zuvor gemäßArt. 78Abs. 1 und

2der VerordnungNr. 2913/92 innerhalb der zeitli-

chenGrenzenvonArt. 221dieserVerordnungund

gemäß dem in Art. 181a der Verordnung (EWG)

Nr. 2454/93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit

Durchführungsvorschriften zu der Verordnung

(EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des

Zollkodex der Gemeinschaften in der Fassung der

Verordnung (EG) Nr. 3254/94 der Kommission

vom19.Dezember 1994 vorgesehenenVerfahren

anzweifelt und sie zumanderendieAußerachtlas-

sung der Transaktionswerte von in andere Mit-

gliedstaaten erfolgten Einfuhren gemäß Art. 6

Abs. 3 der VerordnungNr. 2913/92 begründet so-

wieUmständeanführt,diesichaufdiePlausibilität

dieserWerteauswirken.

3. Der in Art. 30 Abs. 2 Buchst. a und b der Ver-

ordnung Nr. 2913/92 verwendete Begriff der

Waren, die „zu demselben oder annähernd dem-

selben Zeitpunkt“ wie die zu bewertenden Wa-

ren ausgeführt wurden, ist dahin auszulegen,

dass sich die Zollbehörde bei der Ermittlung des
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